
5. Falls die vierte Frage bejaht wird: Ist Art. 20 der RICHTLINIE 
95/46/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 
23.11.1995, S. 31) dahin auszulegen, dass keine wirksame 
Vorabkontrolle vorliegt, wenn sie auf der Grundlage eines 
Verzeichnisses nach Art. 18 Abs. 2 2. Spiegelstrich dieser 
Richtlinie erfolgt ist, das eine vorgeschriebene Information 
nicht enthält? 

6. Ist Art. 7 — und hier insbesondere Buchstabe e — der 
RICHTLINIE 95/46/EG DES EUROPÄISCHEN PARLA­
MENTS UND DES RATES vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 
vom 23.11.1995, S. 31) dahin auszulegen, dass er einer 
Praxis, die IP-Adressen der Benutzer einer Homepage ohne 
deren ausdrücklicher Einwilligung zu speichern, entgegens­
teht? 

Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängiger Finanz- 
senats, Außenstelle Wien (Österreich) eingereicht am 10. 

März 2009 — Ingrid Schmelz/Finanzamt Waldviertel 

(Rechtssache C-97/09) 

(2009/C 129/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängiger Finanzsenat, Außenstelle Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Ingrid Schmelz 

Belangte Behörde: Finanzamt Waldviertel 

Vorlagefragen 

1. Verstößt die Wortfolge „sowie die Lieferungen von Gegen­
ständen bzw. die Dienstleistungen, die von einem Steuer­
pflichtigen, der nicht im Inland ansässig ist, bewirkt bzw. 
erbracht werden“ in Artikel 24 Absatz 3 und in Artikel 28i 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 
1977 ( 1 ) zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedsstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerliche Bemessungs­
grundlage (in der Folge: Sechste Richtlinie) in der Fassung 
der Ziffer 21 der Richtlinie 92/111/EWG des Rates vom 14. 
Dezember 1992 ( 2 ) zur Änderung der Richtlinie 
77/388/EWG und zur Einführung von Vereinfachungsmaß­
nahmen im Bereich der Mehrwertsteuer sowie eine diese 
Bestimmung in das nationale Recht umsetzende Regelung 
gegen den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein­
schaft (in der Folge: EGV), insbesondere gegen das Diskri­
minierungsverbot (Artikel 12 EGV), gegen die Niederlas­
sungsfreiheit (Artikel 43 ff. EGV), die Dienstleistungsfreiheit 
(Artikel 49 ff. EGV), oder gegen gemeinschaftsrechtliche 

Grundrechte (den gemeinschaftsrechtlichen Gleichheits­
grundsatz), weil die Bestimmung bewirkt, dass Unionsbür­
ger, die nicht im jeweiligen Inland ansässig sind, von der 
Steuerbefreiung nach Artikel 24 Absatz 2 der Sechsten 
Richtlinie (Sonderregelung für Kleinunternehmen) ausge­
schlossen sind, während Unionsbürger, die im jeweiligen 
Inland ansässig sind, diese Steuerbefreiung in Anspruch neh­
men können, sofern der jeweilige Mitgliedstaat richtlinien­
konform eine Steuerbefreiung für Kleinunternehmer ge­
währt? 

2. Verstößt die Wortfolge „die Lieferungen von Gegenständen 
und Erbringung von Dienstleistungen durch einen Steuer­
pflichtigen, der nicht in dem Mitgliedstaat ansässig ist, in 
dem die Mehrwertsteuer geschuldet wird“ in Artikel 283 
Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
vom 28. November 2006 ( 3 ) über das gemeinsame Mehr­
wertsteuersystem (in der Folge: Mehrwertsteuersystemricht­
linie) sowie eine diese Bestimmung in das nationale Recht 
umsetzende Regelung gegen den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft (in der Folge: EGV), insbeson­
dere gegen das Diskriminierungsverbot (Artikel 12 EGV), 
gegen die Niederlassungsfreiheit (Artikel 43 ff. EGV), die 
Dienstleistungsfreiheit (Artikel 49 ff. EGV), oder gegen ge­
meinschaftsrechtliche Grundrechte (den gemeinschaftsrecht­
lichen Gleichheitsgrundsatz), weil die Bestimmung bewirkt, 
dass Unionsbürger, die nicht im jeweiligen Mitgliedstaat an­
sässig sind, von der Steuerbefreiung nach den Artikeln 282 
ff. der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (Sonderregelung für 
Kleinunternehmen) ausgeschlossen sind, während Unions­
bürger, die im jeweiligen Mitgliedstaat ansässig sind, diese 
Steuerbefreiung in Anspruch nehmen können, sofern der 
jeweilige Mitgliedstaat richtlinienkonform eine Steuerbefrei­
ung für Kleinunternehmer gewährt? 

3. Falls Frage 1 bejaht wird: Ist die Wortfolge „sowie die Liefe­
rungen von Gegenständen bzw. die Dienstleistungen, die 
von einem Steuerpflichtigen, der nicht im Inland ansässig 
ist, bewirkt bzw. erbracht werden“ in Artikel 24 Absatz 3 
und in Artikel 28i der Sechsten Richtlinie im Sinne des 
Artikel 234 Buchstabe b EGV ungültig? 

4. Falls Frage 2 bejaht wird: Ist die Wortfolge „die Lieferungen 
von Gegenständen und Erbringung von Dienstleistungen 
durch einen Steuerpflichtigen, der nicht in dem Mitgliedstaat 
ansässig ist, in dem die Mehrwertsteuer geschuldet wird“ in 
Artikel 283 Absatz 1 Buchstabe c der Mehrwertsteuersys­
temrichtlinie im Sinne des Artikel 234 Buchstabe b EGV 
ungültig? 

5. Falls Frage 3 bejaht wird: Ist unter „Jahresumsatz“ im Sinne 
des Anhanges XV des Vertrages zwischen dem Königreich 
Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik 
Deutschland, der Griechischen Republik, dem Königreich 
Spanien, der Französischen Republik, Irland, der Italieni­
schen Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Kö­
nigreich der Niederlande, der Portugiesischen Republik, dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union) und dem Königreich 
Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland, 
dem Königreich Schweden über den Beitritt des Königreichs 
Norwegen, der Republik Österreich, der Republik Finnland,
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des Königreichs Schweden zur Europäischen Union samt 
Schlussakte (EU-Beitrittsvertrag), IX. Steuern, Z 2, Buchstabe 
c bzw. von Artikel 24 der Sechsten Richtlinie ( 4 ) der in 
einem Jahr im jeweiligen Mitgliedsstaat, für den die Klein­
unternehmerregelung in Anspruch genommen wird, erzielte 
Umsatz oder der in einem Jahr im gesamten Gemeinschafts­
gebiet erzielte Umsatz des Unternehmers zu verstehen? 

6. Falls Frage 4 bejaht wird: Ist unter „Jahresumsatz“ im Sinne 
des Artikels 287 der Mehrwertsteuersystemrichtlinie der in 
einem Jahr im jeweiligen Mitgliedsstaat, für den die Klein­
unternehmerregelung in Anspruch genommen wird, erzielte 
Umsatz oder der in einem Jahr im gesamten Gemeinschafts­
gebiet erzielte Umsatz des Unternehmers zu verstehen? 

( 1 ) Abl. L 145, S. 1 
( 2 ) Abl. L 384, S. 47 
( 3 ) Abl. L 347, S. 1 
( 4 ) Abl. 1994 C 241, S. 335 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Trani 
(Italien) eingereicht am 6. März 2009 — Francesca 

Sorge/Poste Italiane SpA 

(Rechtssache C-98/09) 

(2009/C 129/09) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Trani 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Francesca Sorge 

Beklagte: Poste Italiane SpA 

Vorlagefragen 

1. Ist Paragraph 8 der durch die Richtlinie 1999/70/EG durch­
geführten Rahmenvereinbarung dahin auszulegen, dass sie 
einer innerstaatlichen Regelung wie der in den Art. 1 und 
11 des DL Nr. 368/2001 enthaltenen entgegensteht, durch 
die in Umsetzung der Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 
28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinba­
rung über befristete Arbeitsverträge ( 1 ) Art. 1 Abs. 2 Buchst. 
b des Gesetzes Nr. 230/1962 aufgehoben wurde (nach wel­
cher letzteren Bestimmung „die Befristung des Vertrags“ zu­
lässig war, „wenn die Anstellung erfolgt[e], um abwesende Ar­

beitnehmer zu vertreten, die Anspruch auf Erhaltung ihres Arbeits­
platzes [hatten], vorausgesetzt, im befristeten Arbeitsvertrag wurde 
der Name des vertretenen Arbeitnehmers und der Grund für seine 
Vertretung angeführt“) und durch eine Bestimmung ersetzt 
wurde, die keine solchen Konkretisierungsverpflichtungen 
mehr vorsieht? 

2. Sollte Frage 1 zu bejahen sein: Hat das nationale Gericht die 
insofern gemeinschaftsrechtswidrige innerstaatliche Regelung 
unangewendet zu lassen? 

( 1 ) ABl. L 175 vom 10.7.1999, S. 43. 

Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Najwyższy (Republik 
Polen), eingereicht am 11. März 2009 — Polska Telefonia 
Cyfrowa Sp. z o. o./Präsident des Urząd Komunikacji 

Elektronicznej 

(Rechtssache C-99/09) 

(2009/C 129/10) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Sąd Najwyższy 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Polska Telefonia Cyfrowa Sp. z o. o. 

Beklagter: Präsident des Urząd Komunikacji Elektronicznej 

Vorlagefrage 

Ist Art. 30 Abs. 2 der Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den Univer­
saldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikations­
netzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie) ( 1 ) dahin auszu­
legen, dass die zuständige mitgliedstaatliche Regulierungsbe­
hörde, wenn sie dafür Sorge trägt, dass etwaige direkte Gebüh­
ren für die Verbraucher diese nicht abschrecken, die Dienstleis­
tung der Nummernübertragung in Anspruch zu nehmen, ver­
pflichtet ist, die Kosten zu berücksichtigen, die den Betreibern 
eines Mobilfunknetzes im Zusammenhang mit der Erbringung 
dieser Dienstleistung entstehen? 

( 1 ) ABl. L 108, S. 51.
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